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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Parteiengesetzes 

— Drucksache V/4126 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kempfier 


I. Allgemeines 

Der Entwurf wurde (nach einer Vorberatung im 
Innenausschuß am 19. März 1969) am 24. April 1969 
beim Deutschen Bundestag eingebracht und von die- 
sem in der 229. Sitzung am 25. April 1969 ohne Aus- 
sprache dem Innenausschuß zur Einzelberatung über- 
wiesen. 

Der Innenausschuß hat den Entwurf in seinen Sit- 
zungen am 8. Mai und 3. Juni 1969 behandelt. 

Der Innenausschuß hat sich bei der Änderung des 
Parteiengesetzes — ausgenommen die Ergänzung 
des § 17 — auf die in dem Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 3. Dezember 1968 angesprochenen 
Regelungen beschränkt. Auf Grund der schon jetzt 
vorliegenden Erfahrungen mit der Durchführung des 
Parteiengesetzes hinsichtlich des innerparteilichen 
Bereichs hat der Ausschuß die Notwendigkeit einer 
weitergehenden Änderung des Gesetzes nicht ver- 
kannt. Wegen der Eilbedürftigkeit des vorliegenden 
Entwurfs sah der Ausschuß jedoch derzeit keine 
Möglichkeit, die weiteren Erwägungen mit der er- 
forderlichen Gründlichkeit zu prüfen, zumal es sich 
empfiehlt, für diese Vorberatung — wie bei dem ur- 
sprünglichen Entwurf des Gesetzes selbst — wie- 
derum eine Kommission von Mitgliedern des Bun- 
destages und der Vorstände der Parteien einzuset- 
zen. 


Zu den einzelnen Änderungen 

Artikel 1 

Nummer 01 (§ 17) 

Bei der Vorbereitung und Durchführung der Wah- 
len von Vertretern zu Vertreterversammlungen, die 


die Aufstellung von Wahlbewerbern nach §§ 22 
und 28 des Bundeswahlgesetzes vorzunehmen ha- 
ben, hatten sich Zweifel ergeben, ob § 17 des Par- 
teiengesetzes und damit auch die erwähnten wahl- 
rechtlichen Vorschriften sowie einschlägige Sat- 
zungsbestimmungen der Parteien dem Zweiten Ab- 
schnitt des Parteiengesetzes, besonders dem § 15 
Abs. 2, Vorgehen. Da sich diese Frage nach der gel- 
tenden Fassung des Parteiengesetzes nicht zweifels- 
frei beantworten läßt, erscheint eine authentische 
Interpretation geboten. Dabei soll es den Parteien 
unbenommen bleiben, in ihren Satzungen für Wah- 
len von Vertretern zu Vertreterversammlungen ge- 
heime Abstimmung vorzusehen und über die erfor- 
derliche Stimmenmehrheit Näheres zu regeln. 

! Die erwähnten Zweifel können wegen des Inkraft- 
tretens der §§ 6 bis 16 des Parteiengesetzes erst ab 
1. Januar 1969 {§ 41 des Parteiengesetzes) auftreten. 
Deshalb sollen nach Artikel 3 die neuen Sätze 3 
und 4 des § 17 des Parteiengesetzes ebenfalls am 
1, Januar 1969 in Kraft treten. 

Nummer 1 (§ 18) 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 3. Dezember 1969 — 2 BvE 1,3,5/67 — (im fol- 
genden als „Urteil" bezeichnet) verstoßen § 18 
Abs. 2 Nr. 1, § 20 Abs. 1 Satz 1 und § 22 Parteien- 
gesetz gegen Artikel 21 Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 1 
GG mit den Bestimmungen, daß Wahlkampfkosten- 
pauschale sowie Abschlagszahlungen auf den Erstat- 
, tungsbetrag nur auf Parteien verteilt werden, die 
' mindestens 2,5 v. H. der gültigen Zweitstimmen im 
i Wahlgebiet erreicht haben sowie mit der Ermächti- 
! gung der Länder, die Erstattung der Kosten für Land- 
I tagswahlkämpfe und die Abschlagszahlungen davon 
1 abhängig zu machen, daß eine Partei 2,5 v. H. der 
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Stimmen erzielt hat. Ein Satz von 0,5 v. H. wird in- 
soweit als verfassungsrechtlich vertretbar angesehen i 
(Urteil, Seiten 3, 52 bis 57, 63 bis 73). 

Der Innenausschuß hat den in § 18 Abs. 2 Nr. 1 
Parteiengesetz vorgesehenen Hundertsatz auf 0,5 
herabgesetzt. (§ 20 Abs. 1 Satz 1 und § 22 Parteien- | 
gesetz nehmen zwar auf diese Vorschrift Bezug, ' 
nennen jedoch nicht den Vomhundertsatz. Sie , 
brauchten also nicht geändert zu werden.) ' 

Diese erhebliche Herabsetzung des Vomhundert- 
satzes ist vom Innenausschuß bei Gegenstimmen und ; 
Enthaltungen beschlossen worden. Der Innenaus- 
schuß war der Auffassung, daß dieser Fragenkreis 
später nochmals auf Grund zwischenzeitlich gewon- 
nener Erfahrungen, ggf. auch im Zusammenhang mit 
einer Änderung des Wahlrechts, eingehend erörtert 
werden müsse. i 


Nummer 1 a (§ 19) ' 

Der hier gestrichene letzte Halbsatz des Absat- 
zes 2 wird aus gesetzessystematischen Gründen in 
§ 20 aufgenommen. | 

I 

Nummer 1 b (§ 20) ^ 

Bei den Änderungen in Absatz 1 handelt es sich j 
um Verdeutlichungen. In dem neuen Absatz 4 wer- ; 
den die hier hingehörenden Regelungen über die | 
Abschlagszahlungen und Festsetzung der Erstat- 
tungsbeträge getroffen. 

Nummer 2 (§ 21) 

Für die Ausbringung von Mitteln im Bundeshaus- 
haltsplan ist die Zitierung des § 39 Parteiengesetz 
nunmehr entbehrlich, da sich nach Wegfall seines 
Absatzes 2 (siehe unten Nr. 4) finanzielle Belastun- 
gen des Bundeshaushalts insoweit nicht mehr er- 
geben. 

Nummer 2 a (§ 22) 

Die bisherigen Bezugsgrenzen nach § 18 Abs. 2 des 
Parteiengesetzes (2,5 v. H. der im Wahlgebiet abge- 
gebenen gültigen Zweitstimmen oder 10 v. H. der in 
einem Wahlkreis abgegebenen gültigen Erststim- 
men) waren — wie in § 22 des Parteiengesetzes vor- 
gesehen — auch für Regelungen zur Erstattung der 
Wahlkampfkosten von Landtagswahlen durchaus 
geeignet. Bei einer Herabsetzung des Satzes von 
2,5 V. H. auf 0,5 v. H. mit Wirkung auch für diese 
Landesregelungen ergeben sich jedoch in kleineren 
Ländern bei Anwendung dieser Bundesbezugsgrenze 
so geringe Erfordernisse, daß damit ein Anreiz zu 
nicht ernsthaften Parteigründungen oder aussichts- 
losen Bewerbungen um Bundestagssitze geschaffen 
werden könnte. Da dieses Problem in den einzelnen 
Ländern verschieden gelagert ist, erscheint es ange- 
bracht, zwar die Länder an die allgemeinen Grund- 
sätze bezüglich des Umfangs der Erstattung, des Er- 
stattungsverfahrens und der Leistung von Abschlags- 


zahlungen zu binden, es aber der Landesgesetzge- 
bung zu überlassen festzulegen, welcher Mindest- 
satz an Wählerstimmen erforderlich sein soll, um 
den Nachweis der Ernsthaftigkeit der Wahlkampf- 
bemühungen zu erbringen. 

Der Innenausschuß hat in diesem Zusammenhang 
auch begrüßt, daß die betreffenden Länder (ausge- 
nommen die Stadtstaaten) ungehindert ihrer hier 
nicht ins Gewicht fallenden Unterschiede bei der 
Pauschalierung der Wahlkampfkosten - — die vom 
Bundesverfassungsgericht grundsätzlich gutgeheißen 
worden ist — eine einheitliche Höhe des Bemes- 
sungsbetrages gefunden haben. 

Nummer 3 (§ 25) 

Nach dem Urteil (Seiten 3, 75 bis 77) liegt ein 
Verstoß gegen Artikel 21 Abs. 1 und Artikel 3 
Abs. 1 GG in der Bestimmung des § 25 des Parteien- 
gesetzes vor, wonach Spenden einer juristischen 
Person nur dann im Rechenschaftsbericht zu ver- 
zeichnen sind, wenn ihr Gesamtwert in einem Ka- 
lenderjahr 200 000 DM übersteigt; eine abweichende 
Behandlung gegenüber der für Spenden natürlicher 
Personen vorgesehenen Höchstgrenze von 20 000 DM 
sei nicht begründet. 

§ 25 des Parteiengesetzes ist demnach dahin ge- 
hend zu ändern, daß bei Spenden an Parteien eine 
einheitliche Grenze von 20 000 DM für die Benen- 
nung der Spender festgelegt wird. 

Nummer 4 (§ 39) 

Nach dem Urteil (Seiten 4, 61 bis 64) wird schließ- 
lich ein Verstoß gegen Artikel 21 Abs. 1 GG in der 
in § 39 Abs. 2 des Parteiengesetzes vorgesehenen 
Erstattung von Teilbeträgen als Anteil der Parteien 
an einem Wahlkampfkostenpauschale für eine Über- 
gangszeit festgestellt. 

Diese Bestimmung ist deshalb zu streichen. Die zu 
§ 39 Abs. 3 des Parteiengesetzes vorgesehene re- 
daktionelle Änderung ergibt sich aus dem ersatzlo- 
sen Wegfall des Absatzes 2. 


Zu Artikel 2 

Die Vorschrift ist die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Wegen des Inkrafttretens der Änderungen von 
§ 17 des Parteiengesetzes (1. Januar 1969) wird auf 
die Begründung zu Artikel 1 Nr. 01 verwiesen. 

Eine erstmalige Anwendung der Änderung des 
§ 25 Parteiengesetz (Artikel 1 Nr. 3) kommt frühe- 
stens für das Rechnungsjahr 1969 in Frage, da den 
Parteien ein gewisser Umstellungsspielraum einge- 
räumt werden muß, um nunmehr auch die Spenden 
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juristischer Personen von 20 000 DM bis 200 000 DM 
in den Rechenschaftsberichten namentlich erfassen 
zu können. 


Berlin, den 4. Juni 1969 


Dr. Kempfier 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/4126 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Berlin, den 3. Juni 1969 


Der Innenausschuß 


Schmitt- Vockenhausen 

Vorsitzender 


Dr. Kempfier 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Parteiengesetzes 

— Drucksache V/4126 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Parteiengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die politischen Parteien {Parteien- 
gesetz) vom 24. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 773) 
wird wie folgt geändert: 


1. In § 18 Abs. 2 Nr. 1 wird die Zahl „2,5" durch 
^ die Zahl „0,5" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Parteiengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die politischen Parteien (Parteien- 
gesetz) vom 24. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 773) 
wird wie folgt geändert: 

01. § 17 werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt: 

♦ 

„Die Vorschriften des Zweiten Abschnitts gel- 
ten nicht für Mitglieder- und Vertreterversamm- 
lungen nach §§22 und 28 Abs. 5 des Bundes- 
wahlgesetzes und der entsprechenden landes- 
rechtlichen Vorschriften über die Aufstellung von 
Bewerbern für Wahlen zu Volksvertretungen. 
Die Satzungen der Parteien können für Wahlen 
der Vertreter zu Vertreterversammlungen ge- 
heime Abstimmung vorsehen und die erforder- 
liche Stimmenmehrheit vorschreiben." 

1. unverändert 


la. In § 19 Abs. 2 Satz 2 fallen die Worte „und, 
^ soweit sie den Erstattungsbetrag übersteigen, 
zurüdczuzahlen" weg. 


Ib. § 20 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „nach 
§ 18 Abs. 2" durch die Worte „für eine Er- 
stattung" ersetzt. 
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b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „des 
Erstattungsbetrages" durch die Worte „des 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

nach dem Ergebnis der vorausgegangenen 
Wahl zu erstattenden Betrages" ersetzt. 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt; 

„(4) Abschlagszahlungen sind nach der Wahl 
zurückzuzahlen, soweit sie den Erstattungs- 
betrag übersteigen oder wenn ein Erstattungs- 
anspruch nicht entstanden ist." 


2. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nach §§ 18 und 20 erforderlichen Mit- 
tel sind im Bundeshaushaltsplan auszubringen.'' 


3. § 25 erster Halbsatz erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Spenden an eine Partei oder einen oder mehrere 
ihrer Gebietsverbände, deren Gesamtwert in 
einem Kalenderjahr 20 000 Deutsche Mark über- 
steigt,". 

4. § 39 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und er- 
hält folgende Fassung: 

„(2) Unberührt bleibt die Abwicklung von 
Wahlkampfkosten für Landtagswahlen, die 
nach der Bundestagswahl vom 19. September 
1965 stattgefunden haben." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Artikel 1 Nr. 3 ist erstmals für das 
Rechnungsjahr 1969 anzuwenden. 


2. unverändert 


2a. § 22 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 22 

Die Länder werden ermächtigt, durch Gesetz 
Vorschriften über die Erstattung von Wahl- 
kampfkosten für Landtagswahlen zu erlassen. 
Diese müssen sich im Rahmen des § 18 Abs. 1 
und der §§ 19 und 20 halten. Bei Parteien natio- 
naler Minderheiten darf die Erstattung nicht von 
einem Mindeststimmenanteil abhängig gemacht 
werden." 

3. unverändert 


4. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Artikel 1 Nr. 01 tritt am 1. Januar 1969, im übri- 
gen tritt dieses Gesetz am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Artikel 1 Nr. 3 ist erstmals für das 
Rechnungsjahr 1969 anzuwenden. 
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